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Bonn, den 15. März 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auswirkungen des § 79 Abs. 2 BVerfGG für den Bereich 
des Steuerrechts 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 28. Juni 1963 
— Drucksache IV/1343 — 


Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung durch seine 
auf der 83. Sitzung am 28. Juni 1963 gefaßte Entschließung 
(stenographische Berichte S. 4078 C mit Drucksache IV/1343) 
ersucht, Mittel und Wege vorzuschlagen, wie den für bedenklich 
gehaltenen Auswirkungen des § 79 Abs. 2 BVerfGG im Falle 
der Nichtigerklärung einer Norm des Steuerrechts Rechnung 
getragen werden kann. Hierzu äußere ich mich im Einverneh- 
men mit dem Herrn Bundesminister des Innern und dem Herrn 
Bundesminister der Finanzen wie folgt: 

Die Bundesregierung hat wiederholt ihre Aufmerksamkeit den 
Auswirkungen verfassungsgerichtlicher Entscheidungen ge- 
widmet, durch die wichtige steuerliche Vorschriften für nichtig 
erklärt wurden. Die Prüfung hat die Richtigkeit der Überle- 
gungen bestätigt, die bereits der Gesetzgeber bei der Verab- 
schiedung des § 79 BVerfGG angestellt hat. 

Nach geltendem Verfassungsrecht ist ein Gesetz, das das 
Grundgesetz verletzt, von Anfang an nichtig. Diese Folge leitet 
sich aus der Verfassung zwingend ab; sie dient unmittelbar der 
Verwirklichung der materiellen Gerechtigkeit. Auf der anderen 
Seite verlangt jedoch die mit dem Rechtsstaatsprinzip verknüpf- 
te Forderung nach Rechtssicherheit ein möglichst großes Maß 
an Rechtsbeständigkeit. Die Forderung nach Rechtssicherheit 
und die Forderung nach materieller Gerechtigkeit im Einzelfall 
treten bei der Regelung der Frage, welche Wirkungen die Nich- 
tigerklärung einer Rechtsnorm für die nicht mehr anfechtbaren 
Hoheitsakte hat, notwendig miteinander in Widerstreit. 

Der Gesetzgeber hat sich in voller Erkenntnis dieses Span- 
nungsverhältnisses für die vermittelnde Lösung des § 79 Abs. 2 
BVerfGG entschieden. Er hat die ex-tunc-Wirkung der Nichtig- 
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erklärung einer Reditsnorm in der verfassungsreditlidi gebo- 
tenen Weise zugrunde gelegt, jedodi bei den reditskräftigen, 
bereits vollzogenen Entscheidungen der Rechtssidierheit den 
Vorzug gegeben» 

Das Bundesverfassungsgericht hat diese Entscheidung des Ge- 
setzgebers, das nämlich „der Rechtsfriede und die Rechtssicher- 
heit dem Rechtsschutz des Einzelnen vorgehe" und daß man um 

der Rechtssicherheit willen auch „Normverletzungen 

hinnehmen müsse" (Neumayer in der 112. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages — 1. Wahlperiode — stenographische Be- 
richte S» 4234), ausdrücklich als verfassungsgemäß bestätigt 
(BVerfGG 7, 194 [196]). Die Nichtigerklärung könnte — anders 
als in Österreich — jedoch nicht mit bloßer Wirkung ex nunc 
oder gar pro futura ausgestaltet werden. Sie wirkt notwen- 
digerweise auf alle Verfahren ein, die zum Zeitpunkt der 
Nichtigerklärung einer für sie maßgebenden Rechtsnorm noch 
schweben. 

Gegenüber der Entscheidung des Gesetzgebers, die auf einer 
reiflichen Abwägung der Prinzipien der materiellen- Gerechtig- 
keit einerseits und der Folgerungen aus dem Prinzip der Rechts- 
sicherheit andererseits beruht, sieht die Bundesregierung keine 
Verbesserungsmöglichkeit. Jede Änderung dieser Entscheidung 
müßte zu Lasten des einen oder des anderen verfassungsrechtli- 
chen Prinzips gehen und würde vor allem im Steuerrecht zu 
nicht praktikablen und für die Ordnung der Staätsfinanzen be- 
denklichen Ergebnissen führen. Im Einzelfall mag die Nichtig- 
erklärung einer Rechtsnorm allerdings, wie § 79 Abs. 2 Satz 1 
BVerfGG es vorsieht, eine „besondere gesetzliche Regelung" 
nahelegen, die den mit der Nichtigerklärung für den Einzelnen 
etwa verbundenen Vorteil entgegen der Regel auch auf rechts- 
kräftig abgeschlossene Fälle erstreckt. Diese .Möglichkeit dürfte 
jedoch — zumal im Steuerrecht — nur unter ganz besonderen 
Voraussetzungen und auch dann nur für einen beschränkten 
zurückliegenden Zeitraum in Betracht kommen. 

Die fortschreitende Verdeutlichung der Verfassung durch die 
Rechtsprechung besonders des Bundesverfassungsgerichts , 
durch die Staatspraxis und die Lehre laßt erwarten, daß das 
Vertrauen in die Rechtswirksamkeit gesetzlicher Regelungen 
in Zukunft immer seltener enttäuscht werden wird. 


Budier 


2 



